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Satzung
der Siedlergemeinschaft "August Woelken e.V."

im Deutschen Siedlerbund, Landesverband Hamburg e.V.
in Hamburg-Jenfeld

§ 1 Name und Sitz

Der Verein führt den Namen Sgm. August Woelken e.V., im Deutschen
Siedlerbund, Landesverband Hamburg e.V •• Er hat seinen Sitz in
Hamburg-Jenfeld und ist in das Vereinsregister des Amtsgerichtes
in Hamburg eingetragen.

§ 2 Zweck und AUbgabe

Die Gemeinschaft ist ein Zusammenschluß der in ihrem Gebiet wohn­
haften Kleinsiedler und Eigenhei~er.

Sie hat sich zur Aufgabe gesetzt, das Gemeinschaftsleben zu fördern,
/ <hre Mitglieder im Hinblick auf die Siedlerstelle oder das Eigen­

'leim zu beraten und zu schulen sowie die Siedlung gegenüber den
rägern, Behörden und sonstigen Institutionen zu vertreten. Ihr

obliegt weit .erhin die Betreuu'ng von Gemeinschaftsanlagen und die
Schaffung von Gemeinschaftseinrichtungen, sowie die Instandhaltung
von Straßengräben.
Die Gemeinschaft arbeitet im Interesse ihrer Mitglieder und ist
parteipolitisch und konfessionell ungebunden.

§ 3 Mitgliedschaft
Mitglied der Siedlergemeinschaft kann jeder Siedler und Eigenheimer
sein, der im Bereich der Siedlung oder in deren Nähe, aber nicht
im Bereich einer anderen, dem Deutschen Siedlerbund, Landesverband
Hamburg e.V., angehörenden Siedlergemeinschaft wohnt und im Besitz
der bürgerlichen Ehrenrechte ist.
Mit der Mitgliedschaft in der Siedlergemeinschaft entsteht gleich­
zeitig die Mitgliedschaft im Landesverband.
Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. Über sie entscheidet

.,. .. der Vorstand. Lehnt er sie ab, kann die Entscheidung binnen eines
r :onats seit Bekanntwerden des Ablehnungsbescheides angefochten
;...;...~rerden.

§ 4 Ende der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft erlischt durch den Tod, Austritt und Ausschluß
aus der ö:rtlichen Gemeinschaft oder aus dem DSB, Landesverband
Hamburg e.V.
Der Austritt muß mit eingeschriebenem Brief und unter Einhaltung
einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum Schluß eines Kalender­
jahres der Gemeinschaft oder dem DSB gegenüber erfolgen.
Der Ausschluß aus der Gemeinschaft und gleichzeitig dem Landes­
verband kann erfolgen, entweder durch Beschluß des Vorstandes
der Gemeinschaft oder des Vorstandes des Landesverbandes. Ausge­
schlossen werden kann ein Mitglied, wenn es 1. mehr als 3 Monate
mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz
schriftlicher Aufforderung nicht zahlt,
2. schuldhaft die Pflichten verletzt, die ihm aufgrund der

Satzung oder ordnungsmäßiger Beschlüsse der Siedlergemein­
schaft oder des Landesverbandes obliegen.

3. Durch sein sonstiges Verhalten schuldhaft das Ansehen oder
die Interessen der Siedlgemeinschaft oder des Landesver­
bandes schädigt.
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Der Ausgeschlossene hat das Recht, tnnerhalb eines Monats, nach·~

dem er von dem Ausschließungsbeschluß in Kenntnls gesetzt wurde j

die Entscheidung der Mitgliederversammlung anzurufen~ Ist der
Ausschluß durch den Vorstand des Landesverbandes erfolgt, S0
richtet sich die Berufung an den Beirat des Landesverbandes o
Ist der Ausgeschlossene ktlaft Gesetzes oder vertraglicher Bindung
an den Siedlungsträger zur Mitgliedachaft verpflichtet, und muß
er wegen des Ausschlusses mit ~eiterungan hinsichtlich des Be-
si tzes an der Siedlerstelle rechnen, daYL"1.•~ann er die Entschei­
dung der beim Amt für Wohnungswesen der Frei8n und Hansestadt
Hamburg bestehenden Schiedsgutacbterkommissien darüber anrufen,
ob die Tatsachen, die den Ausschluß recbtfertigen würden, wirk·­
lich gegeben sind.
Mit dem Ende der Mitgliedschaft erlöschen alle aus ihr entspringen­
den Rechte. Unberührt davon bleiben die gegenüber der Siedlerge··
meinschaft bestehenden sonstigen vertr3g1ichen Yerpflicht~ngen,

insbesondere aus der Wegeordnung<
):;tirbt ein Mitglied, so setzt derjen:"t;;e seÜler Erben die r'lli t­

-:sliedschaft fort, der die Siedlerstelle übernimmt, vre:r:.n ey binnen
.3 Monaten nach dem Todesfall die Übernahme Y29.cbweistc.

§ 5 Mi tgliedsbei ~.!.~~

Der Mitgliedsbeitrag setzt sich zusammen aus dem Grundbetrag für
den Landesverband und dem Gemeinschaftsbeitrago Er ist monatlich
im voraus an die Gemeinschaft zu entrichten,
Wird der Bei trag nicht pünktlich entrichtet ~ cann l~uht der An···
spruch auf Haftpflichtversichrungsschutzr. Bleibt ein Mitglied
mit der Beitragszahlung zwei Monate über den MonntsßchluS hinaus
im Verzug, ruhen seine sämtlichen Rechte aus der Mitgliedschaft,

1- 6 Org§.ne
Die Organe der Siedlergemeinschaft sind die Mitglieder~ersamm­

lung und der Vorstand.

§ 7 Aufgaben de~~~ttg~~~A~E~q~~~r~~~~g

Der Mitgliederversammlung obliegen alle Aufgaben, die nicht dem
Vorstand zugewiesen sind. Dazu gehören insbesondere~

1. Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes sowie
der Delegierten für die Bezlrks··~eleglertenversam!111ung

des Landesverbandes,
2. Kontrolle des Kassen- und Rechnungswesens durch jährlich

zu bestimmende, rechenschaftpflichtige Revisoren, die
mindestens vierteljährlich eine Prüfung vorzunehmen haben.

3. Eescblußfassung~ a) über Satzungsänderungen
b) über Erhebung und Höhe von AuFT2.ahme­

geldern, Gemeinschaftsbeiträgen u.nd
Umlagen,

c) Auflösung der SiedlLrgemai~sch~ft<

§ 8 Zusammentr:=h"tt._cler ._~!j.t?;.~?-!:.dfF::v~s'§:~E1)J.U1R;

Die Mitgliederversammlung tritt mindestens ei :'Jmal ~T:l Jlinr zu­
sammen. Sie wird vom Vorstand einberufen mit einer Ladungsfrist
von zwei 170chen, entweder dur<;h öffentlicben Anschlag innerhalb
der Siedlung oder durch Rundschreiben, Gleichzeitig mit der Ein­
berufung muß die Tagesordnung bekanntgegeben werden,
Der Vorstand ist außerdem binnen eines MOlJ.ats zur Einberufung
einer Versammlung verpflichtet, wenn de~ zehnte T0il der Mit­
glieder es schriftlich und unter Angabe dcr Gr:indc von ihm ver­
langt.
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§ 9 Beschlußfassung

Die Mitgliederversammlung faßt ihre Beschlüsse mit einfacher StimmeT-­
mehrheit. der anwesenden Mitglieder, soweit nicht durch Gesetz oder
Satzung etwas Abweichendes bestimmt ist. Die Beschlüsse sind in
einem Protokollbuch niederzulegen und vorn Schriftführer sowie vom
Versammlungsleiter zu unterzeichnen.
Je Mitglied wird eine Stimme gewährt. Ein Mitglied kann sich durch
ein volljähriges Familienmitglied vertreten lassen, sofern dieses
in der Siedlung wohnhaft ist. Der Vertreter hat eine schriftliche
Vollmacht mitzubringen.

§ 10 Der Vorstand und seine AUfgaben
Der Vorstand der Siedlergemeinschaft besteht aus dem 1. und 2. Vor­
sitzenden, zwei Beisitzer, einem Schriftführer und einem Kassierer.
Der Vorstand führt die Geschäfte der Siedlergemeinschaft, wie sie
durch § 2 der Satzung festgelegt sind. Er ist für seine Geschäfts-
,ührung der Mitgliederversammlung verantwortlich.

§ 11 Die Tätigkeit des Vorstandes
•Die Tätigkeit des Vorstandes is~ ehrenamtlich. Notwendige Auslagen

werden erst.attet. .' .
Der Vorstand ist b~scblußfähig, wenn mindestens drei seiner Mit­
glieder anwesend sind. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
1. Vorsitzenden den Ausschlag.
Beschlüsse des Vorstandes sind schriftlich ~erzulegen.

§ 12 Vertretungsmacht des Vorstandes
Der 1. und der 2. Vorsitzende sind Vorstand im Sinne des § 26 BGB
und werden als solche im Vereinsregister eingetragen. Jeder ist
allein vertretungsberechtigt.
Beide sind im Verhältnis zur Siedlergemeinschaft an die Beschlüsse
des Gesamtvorstandes im Sinne des § 10 gebunden. Der 2. Vorsitzende
darf von seiner Vertretungsmacht nur bei Behinderung des 1. Vor­
sitzenden oder aufgrund eines besonderen Beschlusses des Gesamt­
vorstandes Gebrauch machen.

§ 13 Amtszeit
Der 1. Vorsitzende, ein Beisitzer und der Schriftführer werden für
die Dauer von zwei Jahren gewählt, und zwar in den Jahren mit
ungeraden Jahreszahlen.
Der 2. Vorsitzende, ein Beisitzer und der Kassierer werden eben­
falls für die Dauer von zwei Jahren gewählt, jedoch in den Jahren
mit geraden Jahreszahlen.
Der Vorstand bleibt jeweils solange im Amt, bis der neue Vorstand
sein Amt angetreten hat. Eine Abberufung ist jederzeit durch die
Wahl eines anderen Vorstandes möglich.

§ 14 Satzungsänderungen

Änderungen der Satzung durch Beschluß der Mitgliederversammlung
sind nur\wirksam, wenn hierzu vier Wochen vorher unter Angabe der
Tagesordnung eingeladen wurde und 3/4 der erschienenen Mitglieder
dem Beschluß zugestimmt haben.
Beschlüsse, die die Änderung des Vereinszweckes, soweit er in
§ 2 n:iaiergelegt ist, oder die Änderung der §§ 5 und 6 oder die
Auflösung des Vereins oder die Verteilung des nach der Liquidation
verbliebenen Vermögens betreffen, bedürfen der Zustimmung von
2/3 der Mitglieder des Vereins.
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Das Vermögen der Siedlergemeinschaft soll nao~ ihrer Auflösung ge­
meinnützigen Zwecken zur Verfügung gestellt werden, sofern die Mit­
gliederversammlung nichts anderes beschließt.
Der Vorstand ist berechtigt, formelle Änderungen und solche, die
das Registergericht verlangt, selbstständig vorzunehmen o

Zur Unter~ichtung: §§ 26 - 29, 32 und 34 BGB

§ 26
I

11

-~ 27
J.

11

111

(Stellung des Vorstandes)
Der Verein muß einen Vorstand haben, der Vorstand kann aus
mehreren Personen bestehen.
Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außerge­
richtlich, er hat die S~lung eines gesetzlichen Vertreterso
Der Umfang seiner Vertretungsmacht kann durch die Satzung
mi t Ylirkung gegen Dritte beschränkt werden.
(Best~ll~ßJ Uiderruf, Geschäftsführung)
Die Bestellung des Vorstandes erfolgt durch Beschluß der Mit­
gliederversammlung.
Die Bestellung ist jederzeit widerruflich, unbeschadet des
Anspruches auf die vertragsmäßige Vergütung. Die Widerruf­
lickeit kann durch die Satzung auf den Fall beschränkt
werden, daß ein wichtiger Grund für den Widerruf vorliegt,
ein solcher ist insbesondere grobe Pflichtverletzung oder
Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung.
Auf die Geschäftsführung des Vorstandes finden die für den
Auftrag geltenden Vorschriften der §§ 664 - 670 BGB ent­
sprechende Anwendung.

§ 28
I

(BeschJußfassung)

11

Ein MItglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschluß­
fassung die Vornahme eines Rechtsgeschäfts mit ihm oder

die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits zwischen
ihm und dem Verein betrifft.

(Aufgaben)
Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit sie nicht von
dem Vorstand oder einem anderen Vereinsorgan zu besorgen sind.
durch Beschlußfassung in einer Versammlung der Mitglieder ge­
ordnet. Zur Gültigkeit des Beschlusses ist erforderlich, daß
der Gegenstand bei der Berufung bezeichnet wird. Bei der Be­
schlußfassung entscheidet die Mehrheit der erschienenen Mit­
glieder.
Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschluß gültig,
wenn alle Mitglieder ihre Zustimmung zu dem Beschlusse
schriftlich geben.
(Ausschluß vom Stimmrecht)§ 34

L;32
I
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